
Berlin - Am Freitag hat der Bundestag
die kurz vor Ende der Legislaturperiode
angeschobene Pflegereform beschlossen.
Nach einem harten Corona-Jahr soll die
Reform auch ein Zeichen an die in der
Pflege Beschäftigten senden: Wir haben
euch gesehen, die Politik kümmert sich!
Trotzdem hagelte es bereits unmittelbar
nach Bekanntwerden der Neuregelungen
Kritik. Die Gewerkschaft Verdi etwa be-
fürchtet, dass die neuen Vorgaben für
Löhne zu Missbrauch führen könnten.
Die Gesetzesänderung sieht für Betrei-

ber von Pflegeeinrichtungen, die Leistun-
gen mit der Pflegeversicherung abrech-
nen, Folgendes vor: Ab September 2022
müssen sie einen Lohn zahlen, der „die
Höhe der Entlohnung eines Tarifvertrags
nicht unterschreitet, dessen fachlicher
Geltungsbereich mindestens eine andere
Pflegeeinrichtung in der Region erfasst,
in der die Pflegeeinrichtung betrieben
wird“. Auch die Orientierung an einer
kirchlichen Arbeitsrechtsregelung ist
möglich. Verdi kritisiert, dass bei der
Neuregelung der niedrigste Tarifvertrag
einer Region als Untergrenze dienen
wird. „Wer will, kann so weiterhin sehr
niedrige Löhne bezahlen“, sagt Axel
Weinsberg, bei Verdi zuständig für Tarif-
politik Altenpflege. Auch schaffe man so
Anreizsysteme für Pseudogewerkschaf-
ten, die dann niedrige Haustarifverträge
auf dem Niveau des Pflegemindestlohns
abschließen könnten.
InderAltenpflege herrscht ein Flicken-

teppich an Bezahlungen. Die Entlohnung
variiert je nachRegion,Träger der Pflege-
einrichtung undQualifikation der Pflege-
kraft. Ausschlaggebend ist auch, ob es ei-
nen Tarifvertrag gibt.
Für ungelernte Pflegehilfskräfte, die

keine formale Ausbildung haben, und
qualifizierte Pflegehilfskräfte gibt es ei-
nen Mindestlohn. Für ungelernte Hilfs-
kräfte liegt dieser aktuell bei 11,80 Euro
(West) und11,50Euro (Ost).Abdemers-
ten September dieses Jahres soll die An-
gleichung der Löhne für Beschäftigte bei-
der Landesteile auf 12 Euro erfolgen. Der
Mindestlohn für qualifizierte Hilfskräfte
liegt derzeit bei 12,50 Euro im Westen
und 12,20 Euro im Osten des Landes. Er
soll ebenfalls ab September angehoben
und angeglichenwerden, auf 12,50 Euro.
Für eine Person, die Vollzeit arbeitet, er-
gibt das ein Monatsgehalt zwischen etwa
2000 und 2200 Euro brutto.
Für Pflegefachkräfte soll es ab dem ers-

ten Juli ebenfalls zum ersten Mal einen
bundesweiten Mindestlohn geben, der
15 Euro die Stunde beträgt. Vollzeit-

kräfte, die nach demMindestlohnbezahlt
werden, hätten demnach einmonatliches
Einkommen zwischen 2400 und 2700
Euro brutto. In der Branchewerden aller-
dings oftmals schon höhere Löhne ge-
zahlt. Laut Zahlen, die kürzlich vom Sta-
tistischen Bundesamt veröffentlicht wur-
den, lag dasDurchschnittgehalt vonFach-
kräften in Altenpflegeheimen im Jahr
2020 bei 3291 Euro brutto.
Insgesamt sind in deutschen Pflegehei-

men und ambulanten Pflegediensten
rund 1,2 Millionen Menschen beschäf-
tigt. In kommunalen Pflegeeinrichtungen
wird nach dem Tarifvertrag des öffentli-
chenDienstes gezahlt. Pflegehelfer:innen
erhalten dabei als Einstiegsgehalt etwa

2334Euromonatlich.NachmehrerenJah-
ren Berufstätigkeit kann der Lohn auf
2988 Euro ansteigen. Pflegehelfer:innen
mitmindestenseinjährigerAusbildungbe-
kommen zu Beginn der Berufstätigkeit
2430 Euro Gehalt, das mit den Jahren bis
3332 Euro steigen kann. Für Pflegefach-
kräfte liegt das Monatsgehalt zu Beginn
der Berufstätigkeit bei 2880 Euro. Über
die Jahre kann das monatliche Gehalt bis
zu 3589Euro betragen. Zusätzlich gibt es
derzeit eine monatliche Pflegezulage von
70 Euro, eine Jahressonderzahlung sowie
weitere Zuschläge.
Das Grundgehalt des freigemeinnützi-

gen Anbieters Caritas, der laut eigenen
Angaben etwa170000Mitarbeiter:innen

in der Altenhilfe beschäftigt, liegt etwas
höher als das des öffentlichen Dienstes:
ImWesten bekommen ungelernte Pflege-
helfer:innen im ersten Jahr 2546 Euro,
qualifizierte Pflegehelfer:innen 2610
Euro und Pflegefachkräfte 3061 Euro. In
den Tarifgebieten im Osten sind die Ge-
hälter niedriger,
aber immer noch
höher als die des
Tarifvertrags des
öffentlichenDiens-
tes. Die Differenz
Ost/West werde
schrittweise abge-
baut und 2025
nichtmehr existie-
ren, sagt Mathilde
Langendorf, Pres-
sesprecherin des
Deutschen Caritas
Verbands. Auch die Caritas zahlt Pflege-
zuschläge und eine Jahressonderzahlung.
Erst imFebruarhatte dieArbeitsrechtli-

che Kommission der Caritas einen An-
trag auf einen allgemeingültigen, flächen-
deckenden Tarifvertrag in der Pflege ab-
gelehnt, den Verdi und der Arbeitgeber-
verbandes BVAP an Bundesarbeitsminis-
ter Hubertus Heil (SPD) gestellt hatten.
Für die Durchsetzung eines flächende-
ckenden Tarifvertrags ist laut Arbeitneh-
merentsendegesetz die Zustimmung der
kirchlichenWohlfahrtsverbändenotwen-
dig. Sie lehnten den Antrag ab, weil sie
offenbar fürchteten, dass das Sonder-
recht der Kirchen bei Lohnverhandlun-
gen abhanden gehen könnte.
Die nun verabschiedete Gesetzesrege-

lungkannnachdiesemgescheitertenVor-
stoß durchaus als Versuch verstanden
werden, trotzdem eine Tariforientierung
für alle vorzugeben. Kritik an der nun be-
schlossenen Regelung übt auch die Ar-
beitgeberseite.DerBundesverbandpriva-
ter Anbieter sozialer Dienste (bpa)
warnt, dieNeuregelung bedrohedie Exis-
tenz von Unternehmen. Bpa-Präsident
Bernd Meurer forderte die vollständige
RefinanzierungderLöhne sowie die ange-
messene Berücksichtigung des unterneh-
merischen Risikos. Beides sei nötig, um
ein professionelles pflegerisches Ange-
bot dauerhaft zu sichern.
Für dieAnbieter bedeutet dieGesetzes-

änderung, dass sie spätestens zum Sep-
tember 2022 Löhne bezahlen müssen,
die einer Tarif- oder kirchlichen Arbeits-
rechtsregelung entsprechen. Wie viele
Beschäftigte konkret davon profitieren
werden, scheint unklar. Sicher ist zu-
nächst nur eins: der Flickenteppich bei
der Bezahlung in der Pflegebranche wird
bis aufWeiteres bestehen bleiben.

C D WERKTÄGLICH Thyssenkrupp-Aktien sind abgerutscht. Fal-
lende Metallpreise und der schwache euro-
päische Rohstoffsektor wirkten negativ auf
Stahl- und Kupferwerte. Außerdem lasse
die Nachfrage in China derzeit etwas nach.

Wachstumsprognose angehoben
Berlin - Das IWH-Institut hat seine
Wachstumsprognosen für die deutsche
Wirtschaftwegender abflauendenPande-
mie erhöht. Das Bruttoinlandsprodukt
werde in diesem Jahr um3,9 Prozent und
2022 sogar um 4,0 Prozent zulegen,
sagte das Institut für Wirtschaftsfor-
schungHalle (IWH) amDienstag voraus.
ImMärz war es nur von 3,7 und 3,6 Pro-
zent ausgegangen. 2020 war Europas
größte Volkswirtschaft wegen der Coro-
nakrise noch um 4,8 Prozent eingebro-
chen. Allerdings sehen die Forscher auch
Gefahren für den erwarteten Auf-
schwung, „falls die Pandemie imSommer
nocheinmal aufflammt“, sagte IWH-Vize-
präsident Oliver Holtemöller. Zudem
könnten Lieferengpässe die Industrie, die
derzeit von der anziehenden Auslands-
nachfrage profitiert, weiter belasten.  rtr

Rückgang bei Baugenehmigungen
Wiesbaden - Nach einem außerordent-
lich starkenMärz hat die Zahl der Bauge-
nehmigungen inDeutschland imApril ab-
genommen. Die Behörden bewilligten in
demMonat denNeubau oderUmbau von
29 637 Wohnungen, wie das Statistische
Bundesamt am Dienstag mitteilte. Um
Saison- undKalendereffekte bereinigtwa-
ren dies nach Berechnungen derWiesba-
dener Statistiker 22,9 Prozent weniger
als im März des laufenden Jahres. Ver-
gleicht man jedoch die ersten vier Mo-
nate des Jahres insgesamtmit demVorjah-
reszeitraum, so liegt die Zahl der Bauge-
nehmigungen um 13,8 Prozent höher.
Die Zahl der Baugenehmigungen ist ein
wichtiger Indikator für den Kampf gegen
Wohnungsnot in vielen Städten.  dpa

Weniger Arbeitsunfälle
Berlin-DiezeitweiligeSchließungvonBe-
trieben und Geschäften hat im vergange-
nenJahrdieZahlderArbeitsunfällesinken
lassen. Sie ging um 13 Prozent auf gut
760000zurück,wiedieDeutscheGesetz-
licheUnfallversicherungamDienstagmit-
teilte.EsgabauchwenigerUnfälleaufdem
WegzurArbeitsowiezurSchule.2019wa-
ren noch knapp 1,2 Millionen Unfälle in
Schulen gemeldet worden, 2020 war es
knappeinehalbeMillionweniger.EinDrit-
telhäufigerwurdendagegenBerufskrank-
heiten angezeigt, rund 106500 mal. Gut
30000davonstanden imZusammenhang
mit einer Covid-19-Erkrankung, die etwa
beiKrankenhauspersonalalsBerufskrank-
heitanerkanntwerdenkann. dpa

Schadenersatz für Ex-Diesel-Besitzer
Karlsruhe - Im VW-Dieselskandal ha-
ben Kläger auch dann gute Aussichten
auf Schadenersatz, wenn sie ihr Auto in-
zwischen weiterverkauft haben. Das
wurde amDienstag bei zwei Verhandlun-
gen am Bundesgerichtshof deutlich.
Nach vorläufigerEinschätzung des sechs-
ten Zivilsenats ist – etwa für Berechnun-
gen etwaiger Ansprüche – an die Stelle
des Wagens der Verkaufspreis getreten.
DerAnwalt vonVolkswagen hingegen ar-
gumentierte in Karlsruhe, wenn der Klä-
ger das Auto nicht mehr zurückgeben
könne, falle der Schadenersatz geringer
aus. Wann die Richter ein Urteil verkün-
den, wollten sie später entscheiden. dpa

Dr.-Oetker-Gruppe mit Minus
Bielefeld - Die Dr.-Oetker-Gruppe zieht
ein gemischtes Fazit des Corona-Ge-
schäftsjahres 2020. DieHoteltochter und
die Geschäftsbereiche Bier und alkohol-
freie Getränke litten laut Mitteilung von
Dienstag besonders. Dieses Minus glich
derBereichNahrungsmittelmitTiefkühl-
pizzen, Pudding und Kuchen aber aus.
Die gesamte Gruppe verbuchte 2020 ei-
nenUmsatz von 7,3Milliarden Euro. Das
ist im Vergleich zum Vorjahr ein Minus
von rund einem Prozent. dpa

Berlin - Sei es der Streit über eine Erhö-
hungdesCO2-Preises oder das knapp ge-
scheiterteReferendumüber einneuesKli-
maschutzgesetz in der Schweiz – aktuell
zeigt sich, dass es der Politik immer noch
schwerfällt, konkrete Maßnahmen zum
Erreichen der Klimaziele durchzusetzen.
Nun werden auch Stimmen aus der Wis-
senschaft lauter, die darauf hinweisen,
dass die Ziele an der Umsetzung schei-
tern könnten. Ernüchterung rief die ver-
gangene Woche veröffentlichte Studie
des Hamburger Exzellenzcluster Cli-
mate, Climatic Change, and Society her-
vor.Demnach sei eine vollständigeDekar-
bonisierung bis 2050 global nach aktuel-
lem Stand „nicht plausibel“.
DasProblemliegt inderKluft zwischen

demtechnischMachbarenunddemsozial
Nötigen, um Klimaneutralität zur Mitte
des Jahrhunderts zuerreichen.VieleWis-
senschaftlerentwerfenihreDekarbonisie-
rungsszenarien auf Basis von tech-
nisch-ökonomischen Instrumenten, die
mit diesem Blickwinkel zwar funktionie-
ren,diegesamtgesellschaftlicheTransfor-
mation allerdings nicht betrachten. Dies
berücksichtigt nun der Hamburger Be-
richt, an dem40Wissenschaftler arbeite-
ten. Es ist nach ihren Angaben das erste
Mal,dassdiePlausibilitäteinervollständi-
gen Dekarbonisierung bis 2050 auf diese
Art untersuchtwurde.
Anhand zehn verschiedener sozialer

Treiber bewertete das Team die aktuelle
SituationausgesellschaftlicherSicht.Das

Ergebnis:Dernotwendige sozialeWandel
ist so groß,dass erdasErreichendesZiels
gefährdet. Gerade durch dieCorona-Pan-
demieseinocheinmaldeutlichgeworden,
dass die Angst vor Veränderung groß ist.
Die Debatte um Verbote von Kurzstre-
ckenflügendeutetdabeischonaufeinWei-
ter so nach der Pandemie hin.
Zwarwürden sechs derTreiber dieTen-

denz zur Dekarbonisierung verstärken:
Dazu zählen die Forschenden die Klima-
politik der Vereinten Nationen, Klimaur-
teile von Gerichten, die Produktion von
Wissen zur Umsetzung von Transforma-
tionen, Gesetze zum Klimaschutz, staa-
tenübergreifende Programmewieder eu-
ropäische Green Deal und der Kapitalab-
zug aus fossilen Energieträgern.

Deren Dynamik reiche allerdings nicht
aus, umTreibhausgasneutralität bis 2050
zu erreichen, erklärt Anita Engels, Sozio-
login an der Universität Hamburg: „Na-
türlich nehmen wir die aktuellen Ge-
richtsurteile zum Klimagesetz oder zu
Shell wahr und überlegen, ob das nun
den gesellschaftlichen Kipppunkt für ei-
nen Treiber bedeutet.“ Allerdings sei die
Verpflichtung eines einzelnen Ölkon-
zerns, seinen CO2-Ausstoß zu reduzie-
ren, nicht ausreichend, sagt Engels: „Wir
dürfen uns nicht vomGefühl blenden las-
sen, dass gerade etwas passiert. Was pas-
siert, reicht nicht aus.“
Das liegt auch daran, dass zwei Treiber

weiter steigende Emissionen produzie-
ren. Zum einen ist es das Verhalten der
Unternehmen. Zwar gebe es Bestrebun-
gen in Richtung Kreislaufwirtschaft. Al-
lerdings „verlaufen diese mit der Zeit
durch die Logik des Wirtschaftswachs-
tums und kurzfristiger Profitmaximie-
rung im Sande“, schreiben die Wissen-
schaftler.
Das zweite Problemfeld ist das Kon-

sumverhalten. Corona hat nicht zu einem
grundlegenden Umdenken beim Ver-
brauch von Ressourcen geführt. Ledig-
lich die Art wie eingekauft wird, habe
sich verändert – hin zum Onlinekonsum.
FürdieübrigenbeidenTreiber –Klima-

proteste und soziale Bewegungen sowie
Journalismus – konnte der Einfluss auf
eineDekarbonisierung bis 2050nicht be-
wertet werden. Zwar erwarten die For-

schenden einen steigenden Trend bei der
BerichterstattungüberdenKlimawandel.
Dies werde aber möglicherweise nur we-
nig Einfluss auf individuelle Einstellun-
genundSichtweisenhaben.Beidensozia-
len Bewegungen sei unter anderem un-
klar,obsiedenpolitischenDruckaufrecht-
erhalten könnten.
Nicht untersucht wurde für die Studie

der Einfluss des globalen Bevölkerungs-
wachstumsaufprognostizierte9,3Milliar-
den Menschen bis 2050. Allein in Afrika
dürfte sich die Bevölkerungszahl in den
kommenden dreißig Jahren verdoppeln.
Umdem steigenden Energiebedarf zu de-
cken, sollen in verschiedenen afrikani-
schenStaaten20neueKohlekraftwerkege-
bautwerden,diebisüberdieMittedesJahr-
hundertshinausCO2ausstoßenwerden.
Obwohl diese Entwicklungen entmuti-

gend wirken könnten, sehen die Wissen-
schaftler die Dekarbonisierung bis 2050
immerhin als teilweise erreichbar. Das
heißt,dieEmissionenwerdensinken.Nur
nicht schnell genug. Die Wissenschaftler
gehendaher davon aus, dass eine Begren-
zung der Erderwärmung auf weniger als
1,7Gradbis 2100auch in einemSzenario
mit niedrigen Emissionen unrealistisch
ist. Laut Engels müsste der Druck auf die
Politik erhöht werden, damit das Ziel ei-
ner dekarbonisierten Welt bis zur Mitte
des Jahrhunderts noch erreichbar bleibt.
Ein solcher Handlungsdruck könnte die
gezeichneten Pfade noch verändern,
heißt es auch in der Studie. David Renke
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Wiesbaden - Die Teuerung in Deutsch-
land hat mit 2,5 Prozent den höchsten
Stand seit fast zehn Jahren erreicht – und
Verbraucher müssen sich auch in den
kommenden Monaten auf Preissprünge
einstellen. Volkswirte rechnen damit,
dass die Inflation im laufenden Jahr wei-
ter anziehen wird, die Bundesbank hält
vorübergehend Teuerungsraten um vier
Prozent für möglich. Im Mai heizten vor
allem steigende Energiepreise die Infla-
tion an, wie das Statistische Bundesamt
bestätigte. Energie verteuerte sich nach
Berechnungen derWiesbadener Behörde
binnen Jahresfrist um zehn Prozent.
EinGrund für dieseüberdurchschnittli-

che Steigerung ist ein sogenannter Basis-
effekt: Vor einem Jahr waren die Rohöl-
preise mit Ausbruch der Corona-Krise
wegen geringer Nachfrage auf demWelt-
markt zeitweise eingebrochen. Seither ha-
ben sie sich erholt. Zudem sind in
Deutschland seit Januar 25 Euro Abgabe
je Tonne Kohlendioxid (CO2) fällig, das
beim Verbrennen von Diesel, Benzin,
Heizöl und Erdgas entsteht. Das treibt
die Preise fürs Heizen und Tanken. Für
Heizöl (plus 35,4 Prozent) und Kraft-
stoffe (plus 27,5 Prozent) mussten Ver-
braucher im vergangenen Mai deutlich
tiefer in die Tasche greifen.
Einer Auswertung des Buchungspor-

tals Check24 zufolge sind die Preise für
Strom, Gas und Heizöl im ersten Halb-
jahr 2021 kräftig gestiegen. Für Strom
beispielsweise zahlt eine Familie mit
5000 Kilowattstunden Jahresverbrauch
demnach aktuell durchschnittlich 1524
Euro – und damit so viel wie nie zuvor im
betrachteten Zeitraum seit 2007. Heizöl
habe sich gemessen an einer Bestellung
von 2000 Litern seit dem Tiefststand im
September (770Euro) um65Prozentver-
teuert. Ohne Berücksichtigung der Ener-
giepreise hätte die Inflationsrate nachBe-
rechnungen der Wiesbadener Statistiker

im Mai 2021 bei 1,8 Prozent gelegen,
ohneHeizöl undKraftstoffe sogar nur bei
1,6 Prozent. Stattdessen hat die Teue-
rung inDeutschlandnach zeitweise nega-
tiven Inflationsraten in der zweiten Jah-
reshälfte 2020 seit Beginn des laufenden
Jahres stetig angezogen. Ein zweiter Preis-
treiber dabei: Die in der Corona-Krise für
ein halbes Jahr gesenkte Mehrwertsteuer
ist seit Januar wieder auf altem Niveau.
ImMärz hatte die Inflationsrate bei 1,7

Prozent gelegen, im April waren es dann
schon 2,0 Prozent, im Mai nun 2,5 Pro-
zent. So hoch war die jährliche Teue-
rungsrate in Europas größter Volkswirt-
schaft zuletzt im September 2011. Von
April auf Mai 2021 stiegen die Verbrau-
cherpreise um 0,5 Prozent.
Der harmonisierteVerbraucherpreisin-

dex HVPI, den die Europäische Zentral-
bank (EZB) für ihre Geldpolitik heran-
zieht, lag in Deutschland im Mai um 2,4
Prozent über dem Niveau des Vorjahres-
monats und um 0,3 Prozent über dem
Stand vonApril 2021.DieEZB strebtmit-
telfristig für den gesamten Euroraum
eine Jahresteuerungsrate von knapp un-
ter 2,0 Prozent an. In ihrer jüngsten Prog-
nose geht die EZB davon aus, dass sie im
laufenden Jahr ihrem Inflationsziel sehr
nahe kommen wird: Die Währungshüter
rechnenmit einemAnstieg der Teuerung
in den 19 Eurostaaten um 1,9 Prozent.
Im kommenden Jahr dürfte der Preis-
druck nach Einschätzung der Notenbank
dann wieder nachlassen, die EZB erwar-
tet 2022 eine jährliche Preissteigerung
von 1,5 Prozent. Hierzulande wird eine
Inflation von 1,8 Prozent erwartet.  dpa

Tariforientierung ab 2022. Momentan variiert die Entlohnung je nach Region, Träger der
Pflegeeinrichtung und Qualifikation der Pflegekraft.  Foto: Guido Kirchner/dpa
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Kaum Umdenken. Corona befeuerte den On-
linekonsum. Foto: Winfried Rothermeö/Imago

Konsum vor Klima
Laut einer Studie werden die Ziele des Pariser Abkommen ohne großen gesellschaftlichen Wandel verfehlt
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Gleiche Arbeit, ungleicher Lohn
Eine Gesetzesänderung soll das Gehalt in Pflegeberufen anheben. Regionale Unterschiede bleiben bestehen–7,44%
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